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Teil  I  dieses  Beitrags  endete  mit  dem  Argument  der  BGE-Befürworter,  die  meisten  Menschen
nützten die Gesellschaft nicht egoistisch aus, sie leisteten nämlich oft (bislang unbezahlte und wenig
anerkannte)  Nicht-Erwerbsarbeit  und  seien  sehr  wohl  zur  Erwerbsarbeit  bereit,  wenn  sie  denn
welche fänden. Hier nun die Fortsetzung des Beitrags.

Zunächst zur Nicht-Erwerbsarbeit: Unser gegenwärtiges Sozialversicherungssystem enthält eine Rei-
he von Leistungsansprüchen, die eine Art Bezahlung oder Lastenausgleich für die genannte Nicht-Er-
werbsarbeit darstellen (z.B. Elterngeld, Kindergeld, beitragsfreie Mitversicherung von Familienange-
hörigen in der gesetzlichen Krankenversicherung, Anrechnung von Kindererziehungszeiten in der Ren-
tenberechnung, Ansprüche gegen die Pflegeversicherung etc.). Diese Bezahlung mag man in vielen
Fällen für zu niedrig ansehen (obwohl die Gehälter von Erzieherinnen und Altenpflegern auch nicht
gerade als üppig gelten können). Man kann unserem Steuer- und Sozialversicherungssystem aber
nicht generell vorwerfen, diese Art von Nicht-Erwerbsarbeit völlig zu ignorieren. Da liegen die BGE-Be-
fürworter mit  ihrem Vorwurf falsch.  Wenn man die Berücksichtigung der Nicht-Erwerbsarbeit  in
unserem System für ungenügend hält, spricht nichts dagegen, dies durch quantitative Anpassungen
der Leistungsansprüche zu ändern.  (Ob es dafür bzw. für die entsprechende Finanzierung durch
höhere Sozialversicherungsbeiträge und Steuern demokratische Mehrheiten gäbe, steht auf einem
anderen Blatt. Aber die demokratischen Mehrheiten würde man für die Einführung eines BGE-Sys-
tems ja auch brauchen.)

Und wie steht es mit dem anderen, wichtigeren Argument, es werde kaum egoistische Nutznießer
eines BGE-Systems geben? Nun, man muss einmal darüber nachdenken, wer das BGE wie nutzen
würde, wenn es denn eingeführt würde. Die grundsätzliche Kritik am BGE lautet nämlich, dass es die
wirtschaftliche Basis, aus der heraus es finanziert wird, auf Dauer selbst zerstört. BGE-Befürworter
verstehen diesen Kritikpunkt so, dass Kritiker des BGE unterstellen würden, der Anteil egoistischer
Nutznießer sei in der Gesellschaft hoch oder zumindest im Wachsen begriffen und daher müsse ein
Transfersystem immer mit der Sanktionsmöglichkeit "bewaffnet" sein, denjenigen nicht zu unter-
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stützen, der arbeiten könne, es aber freiwillig nicht tue.

Doch diese Vermutung der BGE-Befürworter, was die BGE-Kritiker eigentlich meinen, geht in die Irre.
Es geht um einen viel einfacheren, naheliegenderen Punkt als den, vielen Menschen Schmarotzertum
zu unterstellen. Es geht um die mit dem BGE unweigerlich einhergehende Umverteilung der (Erwerb-
s-)Arbeitszeit, die die BGE-Befürworter übrigens auch nicht bestreiten, sondern vielmehr als beab-
sichtigt bezeichnen. Was ist damit gemeint?

Ein einfaches Beispiel: Eine vierköpfige Familie lebe unter dem gegenwärtigen Steuer- und Sozialver-
sicherungssystem von einem Nettoeinkommen (einschließlich Kindergeld etc.) von 4000 Euro mo-
natlich. Ein Hartz IV-Empfänger müsse von, sagen wir, 800 Euro auskommen (Hartz IV-Satz und Woh-
ngeld etc.). Hinter den zusammengenommen 4800 Euro stehe ein entsprechendes Güterangebot. In
einem BGE-System erhielte der bisherige Hartz IV-Empfänger ein Einkommen von 1000 Euro (also
200 Euro mehr) und die Familie ein Einkommen von 3000 Euro (1000 Euro je Erwachsenen und 500
Euro je Kind), ohne dass ein Elternteil arbeiten gehen müsste. Es wird jetzt, um der Argumentation
der BGE-Befürworter entgegen zu kommen, nicht unterstellt, dass die Eltern der besagten Familie so-
fort die Hände in den Schoß legen nach dem Motto "von 3000 Euro und Freizeit rund um die Uhr kann
man prima existieren".

Nein, die Familie möchte das gleiche Einkommensniveau erreichen wie vorher, also 4000 Euro netto.
Die  Familie  ist  also  nicht  extrem konsumorientiert,  will  nicht  ihr  monetäres  Einkommen weiter
steigern, indem die Eltern genau so viel arbeiten wie zuvor und das BGE obendrein beziehen. Nein, die
Eltern verhalten sich völlig vernünftig in einer Art mittleren Bereich auf: Sie legen weder die Hände in
den Schoß, noch schuften sie weiter wie bisher. Vielmehr sind sie bereit, einen Teil ihrer Erwerbsar-
beitszeit sozusagen abzugeben an die, die bislang keine Erwerbsarbeit oder nicht in ausreichendem
Umfang finden konnten. (Von qualifikatorischem Mismatch oder organisatorischen Problemen dieser
anderen Aufteilung der Arbeitszeit zwischen den Beteiligten will ich an dieser Stelle absehen; sie
spielen für meine Argumentation keinerlei Rolle.)

Weil  die  Steuer-  und  Abgabensätze  gegenüber  dem  alten  System  wegen  des  größeren
Umverteilungsvolumens gestiegen sind, können die Eltern ihre Arbeitszeit zwar nicht sozusagen par-
allel zu ihrer neuen Einkommensstruktur (¼ erarbeitet, ¾ Transferbezug) um ¾ reduzieren, dafür wird
die Erwerbsarbeit zu stark besteuert (die Variante der Konsumbesteuerung zur BGE-Finanzierung ist
so abenteuerlich in ihren sozialen Auswirkungen, dass ich sie hier einfach nicht behandeln will). Aber
die  Eltern können,  nehmen wir  einmal  an,  mindestens ¼  der  ursprünglichen Arbeitsstundenzahl
weniger arbeiten. Entsprechend weniger tragen sie auch zu der insgesamt vorhandenen Menge an
produzierten Gütern bei. Entsprechend geringer ist auch die Höhe der Primärarbeitseinkommen, die
der Staat besteuern kann. Gleichzeitig haben aber die in Geldeinheiten gerechneten Ansprüche aller
Beteiligten von 4800 Euro auf 5000 Euro zugenommen.

Das macht aus Sicht der BGE-Befürworter nichts. Denn der bisherige Hartz IV-Empfänger ist gern
bereit, die entfallenen Arbeitsstunden zu übernehmen – er wartet ja auf nichts sehnsüchtiger, als
wieder arbeiten gehen zu können. Mit anderen Worten: Es wird (mindestens) genau so viel gearbeitet
wie zuvor, so dass die Gütermenge nicht sinkt, möglicherweise sogar steigt, sagen die BGE-Befür-
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worter.

Ja,  da  mögen  sie  recht  haben,  aber  wie  sieht  es  mit  der  Bezahlung  des  bisherigen  Hartz  IV-
Empfängers für die jetzt von ihm geleistete Arbeit aus? Wenn der bisherige Hartz IV-Empfänger pro
Arbeitsstunde netto so entlohnt wird wie die Eltern, dann steigt sein Einkommen über die 1000 Euro
Grundeinkommen. Arbeitet er genau so viele Stunden, wie die Eltern weniger arbeiten, entsteht die
gleiche Gütermenge wie zuvor (deren Gegenwert 4800 Euro war). Dieser gleich gebliebenen Güter-
menge stehen aber monetäre Ansprüche von über 5000 Euro gegenüber:  die  4000 Euro Grun-
deinkommen aller Beteiligten zusammen, die 1000 Euro Netto-Erwerbsarbeitseinkommen der Eltern
und das neue Erwerbsarbeitseinkommen des bisherigen Hart IV-Empfängers. Das macht eine Lücke
von weit über 200 Euro aus. Diese Lücke zwischen real vorhandenen Gütern und monetären An-
sprüchen zeigt eindeutig, dass hier etwas zweimal verteilt wurde, was nur einmal vorhanden war.

Nun mögen die BGE-Befürworter einzuwenden versuchen, der bisherige Hartz IV-Empfänger arbeite
ja sehr gern mehr als nur das eine Viertel der Arbeitszeit,  das die Eltern sozusagen aufgegeben
haben. Also entstünden auch mehr Güter. Diese zusätzliche Annahme heilt den logischen Fehler in
der Rechnung der BGE-Befürworter aber keineswegs. Denn wenn der Hartz IV-Empfänger mehr ar-
beitet, erhebt er (zu Recht) auch mehr Ansprüche an den insgesamt vorhandenen Güterberg.

Darauf ließe sich von Seiten der BGE-Befürworter einwenden, der bisherige Hartz IV-Empfänger sei
auch bereit, zu einem geringeren Stundenlohn zu arbeiten als die Eltern, schließlich gebe er der Ge-
sellschaft sozusagen im Gegenzug für das BGE gern etwas freiwillig zurück. Und da kommen wir an ei-
nen interessanten Punkt: Der Ausweg aus dem logischen Verteilungsproblem des BGE wird dann da-
durch gesucht, dass derjenige, der sozusagen Arbeitsstunden abgetreten bekommt von denen, die
aufgrund des BGE freiwillig weniger arbeiten, zu einem geringeren Lohn arbeitet (oder komplett um-
sonst). Er erhebt also weniger zusätzliche monetäre Ansprüche (oder gar keine zusätzlichen) auf den
produzierten Güterberg.

Damit sind aber zwei neue Probleme geschaffen: Wenn der bisherige Hartz IV-Empfänger für gerin-
geren Stundenlohn zu arbeiten bereit ist, dann unterbietet er die bisher (voll) Arbeitenden. Welches
Unternehmen würde daraufhin zögern, die gegenseitige Konkurrenz der Arbeitskräfte auf dem Ar-
beitsmarkt auszunutzen, um seine Stundenlöhne für alle Arbeitenden zu senken? (Dieses Unterbie-
tungsphänomen gibt es ja schon heute etwa im Pflegebereich, wo preiswerte Arbeitskräfte vom Bun-
desfreiwilligendienst (sog. Bufdis) das Lohnniveau der regulär in diesem Sektor Arbeitenden drücken.
Das Gleiche gilt etwa für 1-Euro-Jobber, die von den Kommunen zur Landschaftspflege angestellt
werden und damit den ortsansässigen Gartenbaubetrieben das Wasser abgraben.) Mit dem "freiwillig
für weniger arbeiten als Dank für's BGE" wäre daher niemandem geholfen, sondern lediglich eine De-
flationsspirale losgetreten.

Obendrein könnte der Staat sehen, woher er seine Steuereinnahmen bekommt, mit denen er das BGE
finanzieren will. Denn aus einer sinkenden Lohnsumme kann er nicht die gleiche Menge an Steuern
ziehen, wenn er die Steuersätze nicht erhöht. Damit geriete das BGE-System aber in eine sich selbst
verstärkende Schieflage, was über Kurz oder Lang sein Ende bedeutete. Wenn die Steuersätze näm-
lich immer mehr steigen, geraten sie irgendwann in einen Bereich, in dem sie tatsächlich prohibitiv
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wirken, also Erwerbsarbeit verhindern.

Wie man es auch dreht und wendet: Ein Wasch-mir-den Pelz-aber-mach-mich-nicht-nass gibt es
auch bei der Arbeitszeitumverteilung via BGE nicht: Wer weniger Erwerbsarbeit leistet, muss auch
seine Ansprüche an den mit dieser Arbeit produzierten Güterberg in exakt gleicher Höhe reduzieren.
Ist er dazu nicht bereit, sondern will er für den Verzicht auf bezahlte Arbeitsstunden zugunsten der
Unterbeschäftigten zumindest teilweise entschädigt werden, braucht man eine zusätzliche Quelle,
aus der diese Entschädigung bezahlt  werden kann. Und zwar keine weitere,  sozusagen unechte
Umverteilungsquelle (Finanztransaktionssteuer, Luxussteuer, Vermögensteuer...), sondern eine echte
Quelle, die zu mehr realen Gütern führt. Dann erst können die insgesamt vorhandenen Ansprüche
aller Arbeitenden, die durch die Arbeitszeitumverteilung gestiegen sind, auch tatsächlich gedeckt wer-
den und münden nicht einfach in Preissteigerungen.

Diese Quelle heißt, ob es die BGE-Befürworter nun wahr haben wollen oder nicht, Produktivität-
szuwachs. Eine andere Quelle gibt es nicht. So wird das, was die BGE-Befürworter als Krisenursache
ausmachen, zum einzigen Mittel, das den BGE-Lösungsvorschlag aus seinem logischen Grunddilem-
ma befreit, nicht zweimal ein und dasselbe verteilen zu können. Das macht sich natürlich miserabel,
will man die Funktionstüchtigkeit eines BGE-Systems logisch einwandfrei begründen.

Mag sein, dass manche Erwerbstätige in der Gesellschaft tatsächlich bereit sind, weniger zu arbeiten
und mit entsprechend weniger Einkommen auszukommen. Dieser Vorstellung gemäß können sie
auch heute schon leben – das sind dann die wenigen Glücklichen, die sich mit ihrer sog. Work-Life-
Balance befassen können. Für den Normalbürger ist das nicht der Fall. Der arbeitet so viel, weil er das
Einkommen braucht oder zumindest zu brauchen meint. Will man ihn davon überzeugen, mit weniger
Gütern und mehr Freizeit Vorlieb nehmen zu können, muss man sich auf die Kirchenkanzeln, in die
Schulen, die Burn-Out-Seminare und Umweltschutz-Veranstaltungen begeben, aber nicht auf Ökono-
men-Kongresse zu Steuer- und Transfersystemen.

Das Traurige an dieser dem Feld der Logik geschuldeten Verirrung der BGE-Befürworter ist, dass ihr
berechtigtes und dringendes Anliegen, den Ärmsten in der Gesellschaft zu helfen, auf diese Weise in
Verruf gerät oder zumindest seine Lösung blockiert wird. In Verruf, weil schnell der Vorwurf an die
Adresse der Unterbeschäftigten laut wird, sie seien ja nur deshalb für das BGE, weil sie sich auf
Kosten anderer auf die faule Haut legen wollten. Ein sicher ungerechter Vorwurf, aber einer, der nicht
zuletzt von denen erhoben wird, die sich ebenfalls ungerecht behandelt fühlen, weil sie ziemlich viel
schuften müssen für eine recht mäßige Bezahlung. Und blockiert, weil die demokratischen Mehrheit-
en, die gebraucht würden, um die Verteilungsverhältnisse im jetzigen System bei den primären Mark-
teinkommen wie den sekundären Transfereinkommen zu ändern, geschwächt werden: Das "linke
Lager" ergeht sich in Kapitalismus-Debatten und Tischlein-deck-dich-Utopien, die die meisten Wäh-
ler instinktiv abschrecken. Die spüren nämlich genau, dass hier etwas nicht stimmen kann. Es geht
gar nicht um die Unterstellung, dass der Normalbürger nicht zum Helfen und zu Solidarität, ja sogar
hin und wieder zum Verzicht etwa in Sachen Umweltschutz bereit wäre. Aber der Normalbürger hat
verständlicherweise keine Lust, Leuten sein Vertrauen zu schenken, die ihm ein X für ein U vorzu-
machen versuchen, egal ob denen das aus intellektuellem Unvermögen passiert oder ob die das mit
Absicht tun.
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Wenn dann auch noch die BGE-Befürworter glühende Anhänger eines richtig hohen Mindestlohns
sind (wie ich auf der Veranstaltung in Berlin letzten Donnerstag wieder hören durfte), schadet das die-
sem so dringend benötigten Instrument der Wirtschaftspolitik möglicherweise noch zusätzlich. Denn
wie sollte in der medialen Wahrnehmung der breiten Masse ein hoher Mindestlohn sinnvoll sein, der
von Leuten propagiert wird, die eins und eins nicht zusammenzählen können?

Noch ein Blick auf die mikroökonomische Ebene: Ich habe mehrfach Hartz IV-Empfänger gesprochen,
die mit einem abgeschlossenen Hochschulstudium auf der Straße stehen, darunter auch eine Frau im
Fach Psychologie. Die fragt, warum sie nicht arbeiten dürfe, wo doch bekanntlich die Warteschlangen
bei psychologischen Beratungsstellen extrem lang seien, eine Nachfrage also klar erkennbar gegeben
sei. Wenn sich die Leute das nicht leisten könnten, sei doch allen geholfen, wenn sie, die arbeitslose
Psychologin, durch ein BGE in die Lage versetzt würde, diesen Bedarf decken zu helfen. Die Antwort
darauf ist einfach: Es fehlt den Menschen, die für die Beratung Schlange stehen, offenbar das Geld,
sich diese Leistung am freien Markt einzukaufen. Wären ihre (realen) Arbeitseinkommen höher –
wofür Heiner Flassbeck und ich uns seit Jahren die Finger wund schreiben –, würde mancher zu
einem bislang arbeitslosen Psychologen gehen können und diesen für seinen Rat auch bezahlen.

Der umgekehrte Weg allerdings, der arbeitslosen Psychologin einfach Geld zum Leben zu geben,
damit sie ihre Tätigkeit umsonst ausüben kann, ist aus zwei Gründen falsch: Erstens muss sich dann
die  Psychologin  nicht  dem Lackmustest  des  Marktes,  d.h.  der  Konkurrenz anderer  Psychologen
stellen – sie bekäme ihr Geld, ob ihre Beratungsleistung im Vergleich nun gut wäre oder nicht. Und
zweitens müssen sich potenzielle Nachfrager nicht die Frage stellen, wie viel ihnen die Leistung der
Psychologin wirklich wert ist, wie viel selbst erarbeitetes Einkommen sie also bereit sind, für den Rat
auszugeben. Denn sie bekommen den Rat ja umsonst. Die Nachfrager würden also von denen indi-
rekt subventioniert, die das BGE für die bislang arbeitslose Psychologin erwirtschaften müssten.

Um es zusammenzufassen: Der Versuch, die Märkte durch die Einführung eines BGE zu umgehen, ist
so falsch wie der (seit Jahren für sie erfolgreiche) Versuch der Kapitalisten, die Märkte durch Aus-
nutzung von Macht zu pervertieren. Das einzige, was wirklich dauerhaft Erfolg verspricht, ist, die Spiel-
regeln, unter denen die Märkte ablaufen, wieder vom Kopf auf die Füße zu stellen. Dazu muss die
Machtbalance zwischen Arbeit und Kapital wieder hergestellt werden (etwa durch regelmäßige, infla-
tionsbezogene Anhebung der Hartz IV-Sätze, Abschaffung des Grundgesetz widrigen Arbeitszwangs
mittels  Androhung  des  Entzugs  des  Existenzminimums,  flächendeckende  Mindestlöhne  in
vernünftiger Höhe mit inflationsbezogener dynamischer Anpassung, Bestimmungslandprinzip bei Ar-
beitsmigration, Flächentarifverträge zur konsequenten Durchsetzung der goldenen Lohnregel, deut-
lich höhere Unternehmenssteuern etc.).

Der (oft uneingestandene) Glaube beider Seiten, der Kapitalisten wie der Grundeinkommensbefür-
worter, an das Tischlein-deck-dich-Prinzip widerspricht dem Wesen der Arbeitsteilung. In einer arbeit-
steiligen Welt sind beide Produktionsfaktoren, Arbeit und Kapital,  aufeinander angewiesen. Keine
Seite kann ohne die andere auf Dauer vernünftig existieren. Jede muss die andere teilhaben lassen.
Weil das nicht durch einzelwirtschaftliches Rationalverhalten zu bewerkstelligen ist, muss der Staat,
also die Gemeinschaft seiner Bürger, die notwendige Machtbalance durch ein starkes Regelwerk
vorgeben und seine Einhaltung durchsetzen. Anderenfalls läuft sich die Marktwirtschaft tot und steht
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mit ihr die Demokratie zur Disposition.

Doch wie so oft gilt auch hier: Eine falsche Analyse (hier: "uns geht die Erwerbsarbeit aus") verdeckt
die eigentlichen Ursachen der Krise. Sie führt zu einem falschen, weil unwirksamen und schädlichen
Therapievorschlag (hier: Einführung eines BGE), der die sinnvolle Krisenbekämpfung behindert und so
die Position der Nutznießer des pervertierten Systems stärkt.
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